
Leitsätze: 

 

1. Ein Prozessbevollmächtigter darf wegen der Vielzahl der in einer Großstadt im 

Regelfall vorhandenen Gerichte und Behörden nicht darauf vertrauen, dass ein 

Dienstleister wie die Deutsche Post AG einen vollständig, schlüssig, aber fehler-

haft postalisch adressierten Brief einer öffentlichen Einrichtung wie dem Verwal-

tungsgericht – gegebenenfalls nach vorausgehender Sonderbehandlung – unmit-

telbar zustellen wird. Eine hierdurch bedingte Verzögerung im Postlauf kann Post-

dienstleistern in der Regel nicht zugerechnet werden. 

2. Kann die Briefsendung aufgrund fehlender Absenderangaben wegen der dann er-

forderlichen Absenderermittlung dem Rechtsanwalt nicht zeitnah zurückgesendet 

werden, gehen dadurch bedingte Zeitverzögerungen (hier: von 15 Tagen) auch bei 

frühzeitiger Einlieferung der Briefsendung zu seinen Lasten. 

 

 

Hinweis: 

 

Der Bevollmächtigte des Klägers hatte den Antrag auf Zulassung der Berufung nicht 

an die korrekte Anschrift des Verwaltungsgerichts München adressiert (Bayerstr. 3 

statt Bayerstr. 30). Aufgrund unrichtiger Faltung des Schreibens war auch der Ab-

sender im Sichtfenster des Briefumschlages nicht erkennbar. Der Brief wurde da-

raufhin vom Zusteller mit dem Aufdruck „Zurück Empfänger unter der angegebenen 

Anschrift nicht zu ermitteln“ versehen und an das Service Center Briefermittlung in 

Marburg gesendet, wo er geöffnet und an den Bevollmächtigten zurückgesendet 

wurde.  
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14 ZB 12.2323 

M 17 K 12.1007 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

******* ********, 

***********. **, ***** *********, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ ****** *. ****, 

*********** *, ***** *** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Beihilfe (Vitalux Plus Lutein Omega 3); 

hier: Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts München vom 22. August 2012, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 14. Senat, 

durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof Koch, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Klein, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Winter 
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ohne mündliche Verhandlung am 23. Juni 2014 

folgenden 

Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert für das Zulassungsverfahren wird auf 44,50 € festge-

setzt. 

 

Gründe: 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist abzulehnen. Er ist unzulässig, weil er 

nicht innerhalb der Monatsfrist des § 124a Abs. 4 Satz 1 VwGO gestellt wurde (I.). 

Dem Kläger ist auch nicht die nach § 60 VwGO beantragte Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand zu gewähren. Denn der Kläger war nicht ohne Verschulden verhindert, 

die gesetzliche Frist des § 124a Abs. 4 Satz 1 VwGO einzuhalten (II.). 

 

I. Der am 19. Oktober 2012 beim Bayerischen Verwaltungsgericht München einge-

gangene Antrag auf Zulassung der Berufung vom 18. Oktober 2012 ist verfristet. 

 

Das mit einer ordnungsgemäßen Rechtsmittelbelehrung versehene Urteil des Ver-

waltungsgerichts (vgl. § 58 Abs. 1 VwGO) wurde dem Kläger am 31. August 2012 

mittels Postzustellungsurkunde durch Einwurf in den zur Wohnung des Klägers ge-

hörenden Briefkasten zugestellt, so dass die Frist für den Antrag auf Zulassung der 

Berufung gemäß § 124a Abs. 4 Satz 1, § 56 Abs. 2 VwGO, § 180 Satz 1 und 2 ZPO 

i.V.m. § 57 VwGO, § 222 Abs. 1 und 2 ZPO, § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 und 3 BGB 

mit Ablauf des 1. Oktober 2012, einem Montag, endete. Der am 19. Oktober 2012 

beim Verwaltungsgericht eingegangene Antrag auf Zulassung der Berufung war so-

mit verfristet und daher unzulässig. 

 

II. Dem Kläger kann die am 19. Oktober 2012 beantragte Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand nicht nach § 60 VwGO gewährt werden, weil er nicht ohne Verschul-

den im Sinne des § 60 Abs. 1 VwGO verhindert war, die Antragsfrist des § 124a 

1 

2 

3 

4 
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Abs. 4 Satz 1 VwGO einzuhalten. Ihm ist das Verschulden seines Bevollmächtigten 

gemäß § 173 Satz 1 VwGO i.V.m. § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen.  
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Die Versäumung einer Frist ist grundsätzlich dann verschuldet, wenn der Betroffene 

die Sorgfalt außer Acht gelassen hat, die für einen gewissenhaften und seine Rechte 

und Pflichten sachgemäß wahrnehmenden Prozessführenden im Hinblick auf die 

Fristwahrung geboten ist und die ihm nach den gesamten Umständen des konkreten 

Falles zuzumuten war (stRspr, vgl. BVerwG, B.v. 28.2.2008 – 9 VR 2.08 – DÖV 

2008, 517). Für einen Rechtsanwalt gilt es im besonderen Maße, diese ihm oblie-

genden Sorgfaltspflichten zu beachten. Denn ein Prozessbevollmächtigter muss sich 

allen Tätigkeiten, die mit der Wahrnehmung prozessualer Fristen zusammenhängen, 

mit gesteigerter Aufmerksamkeit widmen (vgl. BVerwG, B.v. 28.2.2008 – 9 VR 2.08 – 

DÖV 2008, 517; BayVGH, B.v. 16.1.2014 – 14 B 13.2016 – juris Rn. 15). 

 

Zu den Pflichten eines bevollmächtigten Rechtsanwalts gehört es, bei der Unter-

zeichnung fristgebundener Schriftsätze dafür Sorge zu tragen, dass diese so abge-

sendet werden, dass sie rechtzeitig beim zuständigen Gericht eingehen. So muss er 

höchstpersönlich überprüfen, dass seine fristgebundenen Schriftsätze an das für die 

Einlegung des Rechtsmittels zuständige Gericht adressiert sind (stRspr, vgl. BGH, 

B.v. 1.2.2012 – XII ZB 298/11 – NJW-RR 2012, 694 m.w.N.). Ist dies der Fall, hat er 

zudem durch geeignete organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass seine 

Mitarbeiter die für das Gericht bestimmte Sendung vollständig und postalisch richtig 

adressieren sowie Sorge dafür tragen, dass der fristgebundene Schriftsatz so zeitig 

an das in der Rechtsmittelschrift benannte Gericht versendet wird, dass im Normalfall 

mit einem fristgerechten Zugang gerechnet werden darf. Denn von rein büromäßigen 

Aufgaben ohne Bezug zu Rechtsfragen darf sich der Rechtsanwalt freihalten und 

diese sorgfältig geschulten und allgemein überwachten Angestellten überlassen 

(stRspr, vgl. BGH, B.v. 2.5.1990 – XII ZB 17/90 – NJW-RR 1990, 1149 m.w.N.; B.v. 

23.3.1995 – VII ZB 19/94 – NJW 1995, 2105 zur Überwachung der Richtigkeit der 

Telefaxnummer des Gerichts durch den Anwalt; a.A. BFH, B.v. 8.9.2011 – VIII R 

29/09 – juris Rn. 11 zur Frage, ob die falsche Bezeichnung des Gerichtsorts als ein 

dem Rechtsanwalt – und nicht seiner Bürokraft – zurechenbares Verhalten anzuse-

hen ist). 

 

Vorliegend hatte der Bevollmächtigte des Klägers Mitte September 2012 einen Zu-

lassungsantrag an das Verwaltungsgericht München vorbereitet und diesen – aus-

weislich des Poststempels – am 19. September 2012 beim Briefzentrum 88 der 

Deutschen Post DHL eingeliefert. Der Zulassungsantrag war wie folgt adressiert: 

Verwaltungsgericht München, Bayerstr. 3, 80335 München. Die richtige Adresse lau-

5 
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tet hingegen: Verwaltungsgericht München, Bayerstr. 30, 80335 München. Der für 

die Bayerstr. 3 zuständige Zusteller hatte den Brief am 20. September 2012 mit dem 

Aufdruck: „Zurück Empfänger/Firma unter der angegebenen Anschrift nicht zu ermit-

teln“ versehen. Da sich auf dem eingelieferten Brief kein Absender befand, weil der 

Absender wegen der unrichtigen Faltung des innen liegenden Schriftsatzes nicht im 

Sichtfenster des Briefumschlags zu sehen war, wurde der Brief vom Zustellstützpunkt 

München an das Service Center Briefermittlung in Marburg weitergeleitet, dort geöff-

net und bearbeitet. Am 4. Oktober 2012 wurde der Bevollmächtigte des Klägers von 

der Nichtzustellung des Zulassungsantrags unter Rückgabe des geöffneten Briefum-

schlags mit Inhalt benachrichtigt.  

 

Der Kläger trägt im Wesentlichen vor, ihm sei deshalb Wiedereinsetzung in den vori-

gen Stand zu gewähren, weil es sich beim Verwaltungsgericht um eine in München 

bekannte Einrichtung handle. Die Postsendung hätte daher an den Empfänger aus-

geliefert werden können, wie dies in anderen von der Rechtsprechung entschiede-

nen Fällen möglich gewesen sei, bei denen die Adresse unvollständig angegeben 

wurde. Denn es habe nur die „Null“ bei der Hausnummer gefehlt. Im Übrigen stelle 

sich die Frage, welches Hindernis einer sofortigen Bearbeitung der Rücksendung an 

den Empfänger im Wege gestanden habe. Dass die Deutsche Post AG für die Rück-

sendung des Briefes an den Absender vom 19. September bis 4. Oktober 2012 ge-

braucht habe, entspreche nicht einem geordneten Geschäftsverkehr. Dieses Vor-

bringen des Klägers führt nicht zu einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 

§ 60 Abs. 1 VwGO. 

 

1. Was der Prozessbevollmächtigte bzw. seine Angestellten bei der postalischen 

Adressierung fristgebundener Schriftsätze an das, nach dem Gesetz zuständige Ge-

richt zwingend angeben muss, um seine ihm obliegenden Sorgfaltspflichten nicht zu 

verletzen, und inwieweit darauf beruhende Postverzögerungen dem Absender zuzu-

rechnen sind, der bei der Adressierung eines Schriftsatzes an das zuständige Ge-

richt Bestandteile der postalischen Adresse nicht anfügt, wird in der Rechtsprechung 

unterschiedlich beurteilt.  

 

Der Bundesgerichtshof hat die Auffassung vertreten, dass ein prozessbevollmäch-

tigter Rechtsanwalt die ihm zumutbare größte Sorgfaltspflicht nicht verletzt, wenn er 

einen Brief an ein Gericht, so wie es nach dem Gesetz zu bezeichnen ist, unter An-

gabe des Gerichtsorts ohne Angabe von Straße und Hausnummer adressiert (BGH, 
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B.v. 30.9.1968 – II ZB 1/68 – BGHZ 51, 1). Die an das „Zureichen“ einer Anschrift zu 

stellenden Anforderungen dürften nicht überspannt werden (BGH, B.v. 3.7.1984 – VI 

ZB 7 u.a. – VersR 1984, 871). Wegen der Bedeutung der Gerichte für das soziale 

Leben sei davon auszugehen, dass auch unvollständig an sie adressierte Sendun-

gen innerhalb der normalen Postlaufzeit zugingen. 

 

Demgegenüber ist das Bundesarbeitsgericht der Ansicht, dass auf unzureichender 

Adressierung (dort: keine Straßenangabe) beruhende Postverzögerungen nur dann 

die Wiedereinsetzung rechtfertigen, wenn diese unverhältnismäßig lang sind oder 

auch auf dem Mitverschulden Dritter beruhen, beispielsweise dem Postbereich zuzu-

rechnen sind (BAG, U.v. 2.6.1987 – 3 AZR 692/85 – NJW 1987, 3278 m.w.N.; offen-

gelassen BAG, U.v. 16.12.1971 – 5 AZR 384/71 – NJW 1972, 735). Eine Partei habe 

das Risiko der Verlängerung von Postlaufzeiten zu tragen, wenn diese auf unzu-

reichender Adressierung beruhten. Sämtliche rechtsmittelfähigen Entscheidungen 

der Gerichte für Arbeitssachen seien mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen, 

aus der sich Name und vollständige Anschrift des Gerichts ergebe. Für den Rechts-

anwalt und sein Hilfspersonal könne es daher nicht zweifelhaft sein, wie eine 

Rechtsmittelschrift und deren Begründung zu adressieren seien, um den postali-

schen Bedürfnissen gerecht zu werden, die für eine zeitgerechte Beförderung einer 

Vielzahl von Postsendungen unter Einsatz technologischer Hilfsmittel gelten würden. 

 

Der Bundesfinanzhof hat sich dieser Rechtsprechung insoweit angeschlossen, als 

nach seiner Auffassung die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nur dann in Be-

tracht kommt, wenn der Prozessbevollmächtigte trotz fehlerhafter Adressierung des 

fristgebundenen Schriftsatzes damit rechnen konnte, dass das Fehlverhalten bei der 

Adressierung der Postsendung durch die mit der Beförderung betrauten Postdienst-

stellen ausgeglichen wird (BFH, U.v. 11.4.1984 – II R 69/83 – juris Rn. 16). Bei richti-

ger Bezeichnung des Adressaten, aber unvollständiger Angabe von dessen Anschrift 

(dort: keine Straßenangabe, sondern Angabe des Postfachs ohne die Nummer des 

Zustellpostamts) sei darauf abzustellen, ob in Anbetracht der gegebenen Umstände 

trotz des Adressierungsfehlers mit rechtzeitigem Zugang habe gerechnet werden 

können. Bei Adressierungsfehlern spiele die Organisation der Post eine Rolle, zu der 

der Absender in ein Benutzerverhältnis trete.  

 

Das Bundesverwaltungsgericht ist unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Ent-

scheidung des Bundesgerichtshofs vom 30. September 1968 – II ZB 1/68 – (BGHZ 
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51, 1) davon ausgegangen, dass die im zu entscheidenden Fall verwendete abge-

kürzte Adressierung „An den BayVGH, Abholfach, 8000 München“ nicht geeignet sei, 

den postalischen Bedürfnissen gerecht zu werden, die die Voraussetzung für eine 

zeitgerechte Beförderung bildeten (BVerwG, B.v. 2.2.1990 – 9 B 222.89 – BayVBl 

1990, 378). Auch unter Berücksichtigung der Bedeutung der Gerichte für das soziale 

Leben und ihrer dieser Bedeutung entsprechenden Bekanntheit könne jedenfalls in 

einer Großstadt wie München nicht davon ausgegangen werden, dass auch unvoll-

ständig adressierte Sendungen innerhalb der normalen Postlaufzeit zugingen. Der 

Prozessbevollmächtigte des dortigen Klägers habe nicht erwarten können, dass sein 

Fehlverhalten rechtzeitig in den wenigen Tagen bis zum Fristablauf durch die mit der 

Beförderung betrauten Dienststellen der Post ausgeglichen werde. Die besondere 

Sorgfaltspflicht des Rechtsanwalts in Fristensachen verlange, dass er die ausrei-

chende Adressierung der auslaufenden Schriftsätze überwache und dadurch sicher-

stelle, dass von seiner Seite das Erforderliche für deren rechtzeitigen Zugang ge-

schehe. Ob angesichts der von der Post zur Bewältigung des Massenbetriebs inzwi-

schen eingeführten organisatorischen Maßnahmen gegenwärtig noch darauf abge-

stellt werden könne, dass sie am Gerichtsort die Anschriften der Gerichte kennt oder 

aufgrund von Mitteilungen der Justizverwaltung kennen muss, hat das Bundesver-

waltungsgericht – unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung der Bundesgerichts-

hofs zu den Anforderungen an einen postalisch ausreichend adressierten Schriftsatz 

(BGH, B.v. 30.9.1968 – II ZB 1/68 – BGHZ 51, 1; B.v. 3.7.1984 – VI ZB 7 u.a. – 

VersR 1984, 871) in seiner Entscheidung vom 27. April 1990 – 4 C 10.87 – (NJW 

1990, 2639) dahinstehen lassen. Denn bei unvollständiger oder unrichtiger Adressie-

rung (dort: Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Postfach, 8000 München) sei die 

Sorgfaltspflicht dann nicht verletzt und demjenigen Wiedereinsetzung zu gewähren, 

der einen Brief so frühzeitig absende, dass dieser trotz der Unvollständigkeit der An-

schrift bei der dann notwendigen Sonderbehandlung üblicherweise noch rechtzeitig 

eingehen müsse. Mache die Post bei der Zustellung eines Briefes einen Fehler, der 

die Möglichkeit des rechtzeitigen Zugangs auch des einer Sonderbehandlung be-

dürftigen Briefes beseitigt haben könne, gehe dies nicht zu Lasten des Absenders; 

die Wiedereinsetzung werde dadurch nicht ausgeschlossen. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Rechtsauffassung des Bundesverwaltungsge-

richts – inhaltlich – im Wesentlichen bestätigt und hierzu ergänzend entschieden, 

dass dabei Differenzierungen danach, ob eine eingetretene Verzögerung auf einer 

zeitweise besonders starken Beanspruchung der Leistungsfähigkeit der Post (etwa 
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vor Feiertagen), auf einer verminderten Dienstleistung der Post (beispielsweise an 

Wochenenden) oder auf der Nachlässigkeit eines Bediensteten beruht, unzulässig 

sind (BVerfG, B.v. 25.9.2000 – 1 BvR 2104/99 – NJW 2001, 1566).  

 

2. Gemessen hieran hat der Bevollmächtigte des Klägers seine ihm obliegenden 

Sorgfaltspflichten verletzt und dadurch die Fristversäumung verursacht.  

 

a) Durch die fehlerhafte postalische Adressierung der Zulassungsschrift und die im 

Sichtfernster des Briefumschlags nicht erkennbaren bzw. auch ansonsten fehlenden 

Absenderangaben hat der klägerische Bevollmächtigte seine mit der Wahrnehmung 

prozessualer Fristen zusammenhängenden Sorgfaltspflichten verletzt. Hierdurch ist 

es zu einer deutlich verzögerten Postlaufzeit von 15 Tagen gekommen. Obwohl der 

Brief mit dem Zulassungsantrag frühzeitig vor Ablauf der Frist des § 124a Abs. 4 

Satz 1 VwGO eingeliefert wurde, durfte der Prozessbevollmächtigte weder damit 

rechnen, dass der fehlerhaft postalisch beschriftete Brief dem Verwaltungsgericht – 

gegebenenfalls nach entsprechender Sonderbehandlung – unmittelbar zugestellt 

werden würde (aa), noch konnte er darauf vertrauen, dass die Deutsche Post AG 

ihm den Brief trotz der fehlenden Absenderangaben so zeitnah zurücksenden würde, 

dass er noch eine fristgerechte Zustellung an das Verwaltungsgericht hätte veranlas-

sen können (bb).  

 

aa) Der Prozessbevollmächtigte durfte nicht darauf vertrauen, dass die Deutsche 

Post AG den fehlerhaft postalisch adressierten Brief dem Verwaltungsgericht – ge-

gebenenfalls nach vorausgehender Sonderbehandlung – unmittelbar zustellen wür-

de. 

 

Ist ein Brief nach dem Willen des Absenders über die Anschrift des Empfängers zu-

zustellen und ist diese vollständig, versuchen die zuständigen Mitarbeiter der Deut-

schen Post AG die Sendung im Regelfall unter der vom Absender angegebenen 

postalischen Anschrift auszuliefern. Eine vorausgehende Sonderbehandlung von 

vollständigen, schlüssigen, aber fehlerhaft postalisch adressierten Briefsendungen ist 

nicht vorgesehen. Dies ist dem Schreiben der Deutschen Post DHL, Kundenservice 

Konzernleitung, vom 15. Oktober 2012 sowie deren Schreiben vom 19. und 23. Mai 

2014 zu entnehmen. Im Rahmen der maschinellen Sortiervorgänge von Briefsen-

dungen werde die Anschrift des jeweils vorliegenden Briefes erfasst und auf dem 

Umschlag ein Barcode angebracht. Bei diesem Schritt könnten nur offensichtliche 
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Fehler festgestellt werden (beispielsweise, wenn der Straßenname nicht zur verwen-

deten Postleitzahl passe); eine Plausibilitätsprüfung der einzelnen Anschriftenbe-

standteile oder ein Abgleich mit Adressverzeichnissen werde nicht durchgeführt. Da 

vollständige, schlüssige postalische Anschriften folglich bei den verschiedenen ma-

schinellen Sortiervorgängen nicht als fehlerhaft erkannt werden, konnte der Brief mit 

dem Zulassungsantrag bereits aus technischen Gründen nicht ausgesondert und 

damit – entgegen der Ansicht des Klägers – keiner Sonderbehandlung vor Ausliefe-

rung zugeführt werden. 

 

Der Bevollmächtigte des Klägers konnte auch nicht davon ausgehen, dass sein Feh-

ler durch geeignete Vorkehrungen der Deutschen Post AG bei der Auslieferung 

durch den zustellenden Postbediensteten ausgeglichen werden würde und es so 

zeitnah zu einer Zustellung beim Verwaltungsgericht kommen konnte. Denn aus-

weislich der Auskünfte der Deutschen Post AG vom 15. Oktober 2012 und 19. Mai 

2014 wird die Bayerstraße von mehreren Zustellern beliefert. Dem für die Bayer-

straße 3 zuständigen Zusteller sei weder die korrekte Hausadresse des Verwal-

tungsgerichts bekannt gewesen noch habe er gewusst, dass sich im weiteren Verlauf 

der Bayerstraße – also außerhalb seines Zustellbereichs – eine „Anschrift des Ver-

waltungsgerichts“ befinde. Recherchen bei der Zustellung seien nicht vorgesehen. 

Dies entspricht den gesetzlichen Vorgaben und ist daher nicht zu beanstanden. 

Denn die Deutsche Post AG hat gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 PostG bei der Beförde-

rung von Briefleistungen (vgl. § 4 Nr. 1 a PostG) Universaldienstleistungen zu erbrin-

gen. Universaldienstleistungen sind nach § 11 Abs. 1 Satz 1 PostG definiert als ein 

Mindestmaß an Postdienstleistungen nach § 4 Nr. 1 PostG, die flächendeckend und 

zu einem erschwinglichen Preis erbracht werden müssen. Der Universaldienst er-

fasst nur solche Dienstleistungen, die allgemein als unabdingbar angesehen werden 

(vgl. § 11 Abs. 1 Satz 3 PostG). Auch nach den Qualitätsmerkmalen, die die Deut-

sche Post AG im Bereich der Briefdienstleistungen nach § 2 Nr. 4 der auf § 11 Abs. 2 

PostG beruhenden Post-Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV) zu gewähr-

leisten hat, sind keine Recherchen bei der Zustellung vorgesehen. Die Zustellung ei-

ner Briefsendung hat danach an der in der Anschrift genannten Wohn- und Ge-

schäftsadresse durch Einwurf oder persönliche Aushändigung an den Empfänger zu 

erfolgen (vgl. § 2 Nr. 4 Satz 2 PUDLV). Kann eine Sendung gemäß Satz 2 dieser 

Vorschrift nicht zugestellt werden, ist sie nach (vorliegend vom Kläger nicht eröffne-

ter) Möglichkeit einem Ersatzempfänger auszuhändigen (vgl. § 2 Nr. 4 Satz 3 

PUDLV). Entsprechende Regelungen finden sich auch in den Allgemeinen Ge-
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schäftsbedingungen „BRIEF NATIONAL“ der Deutschen Post AG (vgl. dort Ab-

schnitt 4 Absatz 1). 

 

Dienstleister wie die Deutsche Post AG sind somit nicht verpflichtet, geeignete Vor-

kehrungen zu treffen, dass vollständig, schlüssig, aber fehlerhaft postalisch adres-

sierte Briefsendungen im Rahmen von – maschinellen – Sortiervorgängen als fehler-

haft erkannt, ausgesondert und nach einer vorausgehenden Sonderbehandlung dem 

Adressaten zugestellt werden. Daher kommt es in diesen Fällen auf die speziellen 

Kenntnisse des jeweiligen Zustellers an, ob ein derart fehlerhaft adressierter Brief 

dem Adressaten zugestellt wird. In einer Großstadt wie München darf ein Prozess-

bevollmächtigter wegen der Vielzahl der dort im Regelfall vorhandenen Gerichte und 

Behörden auch bei einer öffentlichen Einrichtung wie dem Verwaltungsgericht nicht 

darauf vertrauen, dass dem – für die jeweilige öffentliche Einrichtung nicht zuständi-

gen – Zusteller die postalische Anschrift oder andere besondere Zustellungsmodali-

täten (wie etwa das Bestehen eines Postfachs) bekannt sind und es deshalb zu einer 

Zustellung solch fehlerhaft adressierter Briefe beim Adressaten kommen wird. Auch 

verletzten Postdienstleister ihre vertraglichen Sorgfaltspflichten – jedenfalls in einer 

Großstadt – nicht, wenn sie nicht sicherstellen, dass alle mit der Zustellung betrauten 

Mitarbeiter sämtliche Adressen und Zustellungsmodalitäten der ansässigen Gerichte 

und Behörden kennen. 

 

bb) Der Bevollmächtigte des Klägers konnte auch nicht darauf vertrauen, dass die 

Deutsche Post AG ihm den Brief trotz der fehlenden Absenderangaben so zeitnah 

zurücksenden würde, dass er selbst noch eine fristgerechte Zustellung an das Ver-

waltungsgericht hätte veranlassen können. 

 

Ist eine Auslieferung eines Briefes unter der angegebenen postalischen Anschrift 

nicht möglich, wird der nicht zustellbare Brief – wie vorliegend – mit dem Zustel-

lungsvermerk „Zurück Empfänger/Firma unter der angegebenen Anschrift nicht zu 

ermitteln“ versehen und dem Absender zurückgeschickt (vgl. Nr. 4 Abs. 6 und 7 der 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen „BRIEF NATIONAL“). Die hierbei entstandene – 

weitere – Zeitverzögerung war durch die nachfolgend notwendige Sonderbehandlung 

des Briefes bedingt. Denn vorliegend war der Brief aufgrund der Nichterkennbarkeit 

des Absenders nicht nur dem Empfänger gegenüber, sondern auch dem Absender 

gegenüber unanbringlich. Dies hatte nach Auskunft der Deutschen Post AG vom 24. 

Juni 2013 zur Folge, dass der Brief an das Service Center Briefermittlung in Marburg 
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weitergeleitet werden musste, das für das gesamte Bundesgebiet zuständig ist und 

unter anderem verschlossene, unanbringliche Briefsendungen bearbeitet. Aufgabe 

des Service Centers Briefermittlung sei es, anhand der Angaben auf oder in der un-

anbringlichen Postsendung den Absender zu ermitteln. Dazu gehöre die Ermächti-

gung nach § 39 Abs. 4 PostG, auch verschlossene Sendungen zu öffnen. Für diese 

speziellen Tätigkeiten sei geschultes Personal erforderlich. Aufgrund der Vielzahl der 

täglichen Sendungseingänge könnten Zustellvermerke der Zustellstützpunkte nicht 

angezweifelt oder über andere Medien wie z.B. das Internet überprüft werden. Zu-

dem könnten eingehende Briefsendungen nicht zeitgleich mit dem Eingangstag be-

arbeitet werden. Wie viel Zeit eine solche Bearbeitung in Anspruch nehme, könne 

nicht vorausgesagt werden und hänge vom Umfang der Recherche, aber maßgeblich 

auch vom Arbeitsanfall ab. Aus diesem Grund könnten die Aufgaben des Service 

Centers Briefermittlung nur bedingt planerisch gelenkt werden. Dem Schreiben der 

Deutschen Post AG vom 13. Juni 2013 ist ausdrücklich zu entnehmen, dass der un-

mittelbaren Rücksendung des Briefes bei vollständigen Absenderangaben nichts im 

Wege gestanden hätte und keine Laufzeitverzögerung eingetreten wäre. Unter den 

gegebenen Umständen konnte der Bevollmächtigte nicht mit einer zeitnahen Rück-

sendung rechnen. 

 

b) Die vorliegende Fristversäumung beruhte entgegen der Ansicht des Klägers auch 

bei einer Bearbeitungszeit von 15 Tagen nicht auf einem (Mit-)Verschulden der 

Deutschen Post AG, sondern auf den Sorgfaltspflichtverletzungen seines Bevoll-

mächtigten. Denn das Risiko, dass der Brief infolge des Adressierungsfehlers und 

der fehlenden Absenderangaben das Verwaltungsgericht nicht rechtzeitig erreichen 

würde, liegt in der Sphäre des Bevollmächtigten des Klägers.  

 

Entgegen der Ansicht des Klägers lassen sich die von der oben zitierten Rechtspre-

chung entwickelten Anforderungen an die von einem Rechtsanwalt im Hinblick auf 

die Fristwahrung zu beachtenden Sorgfaltspflichten (vgl. hierzu die Ausführungen un-

ter Nr. 1) nicht vorbehaltlos auf die vorliegende Fallgestaltung übertragen. Denn an-

ders als in den von der Rechtsprechung bislang entschiedenen Fällen war, wie oben 

ausgeführt, aufgrund der Vollständigkeit und Schlüssigkeit der postalischen Adres-

sierung der Zulassungsschrift – anders als es der klägerische Bevollmächtigte meint 

– gerade nicht mit einer der Zustellung vorausgehenden Sonderbehandlung des 

Briefs zu rechnen. Vielmehr ist für Fallgestaltungen wie der vorliegenden – orga-

23 

24 



- 13 - 

 

 

nisatorisch – im Regelfall eine Rücksendung des dem Empfänger nicht zustellbaren 

Briefs an den Absender vorgesehen. 

 

Vorliegend kann offen bleiben, innerhalb welcher Zeitspanne ein Rechtsanwalt nor-

malerweise mit der Rücksendung einer derart fehlerhaft postalisch adressierten 

Briefsendung an ihn rechnen darf. Hier kam nämlich erschwerend hinzu, dass die zur 

Rücksendung erforderlichen Absenderangaben auf dem Briefumschlag fehlten und 

deshalb weitere zeitliche Verzögerungen unumgänglich waren. Denn der Brief durfte 

wegen § 39 Abs. 3 und 4 PostG ausschließlich von einer dazu autorisierten Person 

geöffnet werden. Dass die Deutsche Post AG dies zentral organisiert hat mit der Fol-

ge weiterer zeitlicher Verzögerungen, ist nicht zu beanstanden. Können von Seiten 

der Deutschen Post AG – wie hier – keine Angaben dazu gemacht werden, wieviel 

Zeit die Rücksendung eines Briefes mit fehlenden oder nicht erkennbaren Ab-

senderangaben im Regelfall beansprucht, sind dem Prozessbevollmächtigten grund-

sätzlich auch zeitlich umfangreiche Verzögerungen der Briefbeförderung als Ver-

schulden zuzurechnen, da die notwendige Sonderbehandlung der – zusätzlichen – 

Absenderermittlung ebenfalls nicht zu den betrieblichen und organisatorischen Vor-

kehrungen gehört, die die Deutsche Post AG bei der Briefbeförderung vorsehen 

muss. Weder das Postgesetz noch die Post-Universaldienstleistungsverordnung ent-

halten rechtliche Vorgaben, nach denen die Deutsche Post AG entsprechende 

Dienstleistungsangebote in bestimmter Zeit anzubieten hätte.  

 

Anhaltspunkte für ein (mitwirkendes) Postverschulden durch fehlerhaftes Verhalten 

oder mutwilliges Hinauszögern wurden weder glaubhaft gemacht noch gibt es An-

haltspunkte hierfür. Die deutlich verzögerte Rücksendung des Briefes an den Be-

vollmächtigten des Klägers und die damit zusammenhängende Versäumung der An-

tragsfrist des § 124a Abs. 4 Satz 1 VwGO beruhten ausweislich der Stellungnahmen 

der Deutschen Post AG vom 15. Oktober 2012 und 24. Juni 2013 ausschließlich auf 

den fehlenden Absenderangaben. Die Deutsche Post AG hat in ihrem Schreiben 

vom 24. Juni 2013 hierzu auf die Vielzahl der täglichen Sendungseingänge in ihrem 

Service Center Briefermittlung hingewiesen. Dass man sich für die verzögerte Rück-

sendung entschuldigt hat, dürfte der Kundenfreundlichkeit geschuldet und – entge-

gen der Ansicht des Klägers – kein Indiz dafür sein, dass die Deutsche Post AG ein 

internes Versäumnis einräumen wollte. Der Kläger durfte jedenfalls trotz der frühzei-

tigen Einlieferung nicht damit rechnen, dass ein Brief mit vollständiger, schlüssiger, 

aber fehlerhafter postalischen Adressierung und fehlendem Absender ohne wesentli-
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che Zeitverzögerung so rechtzeitig an ihn zurückgesendet wird, dass er eine erneute 

fristgerechte Zustellung an das Verwaltungsgericht veranlassen konnte. Dass die 

Versäumnisse bei der postalischen Adressierung des Zulassungsantrags auf einem 

Verschulden seiner ansonsten zuverlässigen Büroangestellten beruhten, hat der klä-

gerische Bevollmächtigte nicht geltend gemacht. Da das Anwaltsverschulden für die 

Fristversäumung somit auch ursächlich war, war der Antrag nach § 60 Abs. 1 VwGO 

abzulehnen. 

 

Nach alledem war der Antrag auf Zulassung der Berufung mit der Kostentragungs-

pflicht aus § 154 Abs. 2 VwGO abzulehnen. 

 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 47 Abs. 1 und 3, § 52 Abs. 3 GKG a.F., 

da der Zulassungsantrag vor dem 1. August 2013 gestellt worden ist (vgl. § 71 Abs. 1 

GKG). 

 

 

 

 

Koch                                                        Klein                                                     Winter  
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